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Die Sechste Staatsreform sieht die Übertragung der Zuständigkeiten für Kinderzulagen,
bezahlten Bildungsurlaub, Betreuung von Arbeitslosen und den Fonds für Kollektive
Ausstattungen und Dienste auf die Regionen vor. Deshalb werden ab dem 1. Quartal 2015
folgende Beiträge nicht mehr als solche eingenommen:

Kinderzulagen
Kinderbetreuung
bezahlter Bildungsurlaub
Betreuung von Abeitslosen.

Ab dann gibt es nur noch einen Arbeitgebergrundbeitrag (Gesamtprozentsatz)
anwendbar, ohne direkten Zusammenhang mit dem früheren Anwendungsbereich dieser
spezifischen Beiträge, aber mit Unterschieden für eine Reihe von Gruppen:

Arbeitgeber aus dem Privatsektor
24,92

%

Vertragspersonal aus dem öffentlichen Sektor (DmfA)
24,82

%

Statutarisches Personal und Gleichgestellte des öffentlichen Sektors (DmfA)
17,82

%

Lehrlinge (*) (FmfA) 17,82
%

statutarisches Personal, Vertragspersonal und Lehrlinge (*) der provinzialen und lokalen
Verwaltungen (DmfAPPL)

23,07
%

(*) Die Beschränkung auf die angegebenen Regelungen gilt nur bis zum 31. Dezember
des Kalenderjahres, in dem die Lehrlinge, Praktikanten oder Jugendlichen 18 Jahre alt
werden. Ab dem 1. Januar des folgenden Jahres (des Jahres, in dem sie 19 Jahre alt
werden), unterliegen sie dem Beitragssatz für normale Arbeitnehmer.

Ausführung 2016-2017

Das Gesetz vom 26.12.2015 zur Förderung der Arbeitsplatzschaffung und
Kaufkraft und das Gesetz vom 16.05.2016 zur Festlegung sonstiger
Bestimmungen der sozialen Sicherheit sehen eine Verringerung der Beitragssätze
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für Arbeitnehmer der Kategorie 1 und 3 der Strukturermäßigung vor. Der
anwendbare Basisbeitragsprozentsatz wird für diese Arbeitnehmer ab dem 2.
Quartal 2016 von 24,92 % bzw. 24,82 % auf 22,65 % verringert.

Ausführung ab 2018

Das Gesetz vom 26.12.2015 zur Förderung der Arbeitsplatzschaffung und
Kaufkraft und das Gesetz vom 16.05.2016 zur Festlegung sonstiger
Bestimmungen der sozialen Sicherheit sehen eine weitere Verringerung der
Beitragssätze für Arbeitnehmer der Kategorie 1 und 3 der Strukturermäßigung ab
01.01.2018 vor. Der anwendbare Basisbeitragsprozentsatz wird für diese
Arbeitnehmer ab dem 1. Quartal 2018 von 22,65 % auf 19,88 % verringert.

Den Arbeitgeberbeitragssatz für begrenzt sozialversicherungspflichtige Arbeitnehmer
erhält man, indem man vom Gesamtprozentsatz der Gruppe, welcher der Arbeitnehmer
angehört, den Beitragssatz jeder nicht anwendbaren Regelung abzieht. So wird
beispielsweise für Vertragspersonal über die DmfAPPL angegeben, ob der
Arbeitgebergrundbeitrag von 23,07 % von den nicht anwendbaren
Sozialversicherungsregelungen abgezogen wird:

1 % für die Regelung der Berufskrankheiten des Privatsektors;
0,30 % für die Regelung der Arbeitsunfälle des Privatsektors, wenn das
Personal der provinzialen und lokalen Verwaltung der Arbeitsunfallregelung
des öffentlichen Sektors unterliegt.

Um die Summe des Arbeitgeberbeitragssatzes und die Summe des
Arbeitnehmerbeitragssatzes zu bestimmen, addieren Sie die Prozentanteile für die
Regelungen, die auf den Arbeitnehmer zutreffen. Folgende Beitragssätze gelten für
Bruttoquartalslöhne:
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Zweig der Sozialen Sicherheit
Arbeitnehmeranteil

( % )
Arbeitgeberanteil

( % )

Pensionen 7,50 8,86

Krankheit und Invalidität - Gesundheitspflege 3,55 3,80

Krankheit und Invalidität - Entschädigungen 1,15 2,35

Arbeitslosigkeit 0,87 1,46

Berufskrankheiten - 1,00

Arbeitsunfälle - 0,30

Für Arbeitnehmer, die über das Landesamt für Jahresurlaub einen jährlichen
Urlaubsscheck erhalten (hauptsächlich Arbeiter), wird der Arbeitgebergrundbeitrag von
5,57 % für die Jahresurlaubsregelung angewandt und 10,27% werden über eine jährliche
Urlaubsabrechnung einbehalten.

(Sonder)Beitrag ( % )

Lohnmäßigungsbeitrag
5,67 + 0,0567 x (anwendbare

Arbeitgeberbeiträge)

Asbestfonds (Sonderbeitrag) (*) 0,01

Arbeitsunfälle (Sonderbeitrag) 0,02

Statutarische Arbeitnehmer des öffentlichen Sektors (DmfA) (keine
Lohnmäßigung)

1,40

Statutarisches Personal und Vertragspersonal des öffentlichen
Sektors mit Berufskrankheit (DmfAPPL) (Lohnmäßigung)(**)

0,17

(*) Ab 2017 wird der Beitrag zum Asbestfonds nur für das 1.und das 2. Quartal
beigetrieben.

(**) Für Künstler und Tageseltern gilt die Berufskrankheitsregelung des Privatsektors.
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Sie finden die geschuldeten Prozentsätze (Beitragssätze) nach Arbeitgeberkategorien und
Arbeitnehmerkennzahlen in der Beitragssatzdatei DmfA (https://www.socialsecurity.be
/site_nl/employer/applics/dmfa/index.htm) oder der Beitragssatzdatei DmfAPPL
(https://www.socialsecurity.be/site_nl/employer/applics/dmfappo/index.htm).

Für Handarbeiter und damit Gleichgestellte, die unter die private Urlaubsregelung fallen,
werden die Sozialversicherungsbeiträge auf den um 8 % erhöhten Bruttolohn berechnet.

Sie beziehen ihr Urlaubsgeld nicht von ihrem Arbeitgeber, sondern vom Landesamt für
Jahresurlaub oder einer Urlaubskasse. Deshalb erhalten sie von ihrem Arbeitgeber keinen
Lohn für gesetzliche Urlaubstage (einfaches Urlaubsgeld).

Durch die Anhebung der Berechnungsgrundlage um 8 % werden die Arbeitnehmer- und
Arbeitgeberbeiträge auf das einfache Urlaubsgeld indirekt zusammen mit dem normalen
Lohn gezahlt. Von dem Teil des Urlaubsschecks, der mit dem einfachen Urlaubsgeld
übereinstimmt, werden deshalb keine Arbeitnehmerbeiträge einbehalten.

Zur Kategorie von Arbeitnehmern, für die die Sozialversicherungsbeiträge auf den
Bruttolohn zuzüglich 8 % berechnet werden, gehören auch die Künstler, die durch
Arbeitgeber beschäftigt werden, die in den Anwendungsbereich der koordinierten Gesetze
vom 28.06.1971 über den Jahresurlaub der Lohnempfänger fallen (es handelt sich deshalb
hauptsächlich um Arbeitgeber des Privatsektors; die Erhöhung der Bruttolöhne um 8 % gilt
im Allgemeinen nicht für Arbeitgeber des öffentlichen Sektors).

Der Lohnmäßigungsbeitrag steht im Grunde allen zu, die beim LSS gemeldet sind.

Er entspricht 5,67 % des Lohns des Arbeitnehmers, erhöht um 5,67 % der geschuldeten
Arbeitgeberbeiträge.

Für Arbeitnehmer, die unter die Gesetze über den Jahresurlaub der Arbeitnehmer fallen,
erhöht sich der Beitrag um 0,40 %.

Ausführung ab 2018

Das Gesetz vom 26.12.2015 zur Förderung der Arbeitsplatzschaffung und
Kaufkraft und das Gesetz vom 16.05.2016 zur Festlegung sonstiger
Bestimmungen der sozialen Sicherheit sehen eine Verringerung der Beitragssätze
für Arbeitnehmer der Kategorie 1 und 3 der Lohnermäßigung ab 01.01.2018 vor.
Der anwendbare Basisbeitragsprozentsatz wird für diese Arbeitnehmer ab dem 1.
Quartal 2018 von 5,67 % auf 4,27 % verringert.

Die Erhöhung um 0,40 % fällt ab dem 01. Januar 2018 ebenfalls weg für
Arbeitnehmer der Kategorie 1 und 3 der Strukturermäßigung.
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Für Arbeitnehmer, die allen Regelungen unterliegen, wird daher eine maximale
Lohnmäßigung von 7,48 % geschuldet. Die Lohnmäßigung wird auch auf eine Reihe
zusätzlicher Beiträge geschuldet, z. B. auf die 1,60 % und die BSF-Beiträge
(Betriebsschließungsfonds).

Der Beitrag muss nicht für die Berechnung der zusätzlichen Beiträge (dies betrifft vor allem
den Beitrag für den Betriebsschließungsfonds) für ,bezuschusste Vertragsbedienstete‘ und
,vertragliche Ersatzkräfte des öffentlichen Sektors‘ und für den Beitrag 1,40 % für
statutarische Arbeitnehmer berücksichtigt werden (DmfA). Die Lohnmäßigung wird auf den
Beitrag von 0,17 % Berufskrankheit öffentlicher Sektor (DmfAPPL) angerechnet.

Den universitären Einrichtungen teilt das LSS die Beitragsermäßigung mit, die sie infolge
besonderer Berechnungsmodalitäten für einige Mitglieder ihres Personals hinsichtlich der
Quartalsbeitragszahlung an das LSS anwenden dürfen.

Der Lohnmäßigungsbeitrag wird für folgende Arbeitnehmerkategorien nicht geschuldet:

anerkannte und industrielle Lehrlinge, Lehrlinge mit einem
Eingliederungsvertrag und Praktikanten in Ausbildung zum
Unternehmensleiter, bis zum 31. Dezember des Kalenderjahres, in dem sie
18 Jahre alt werden,
Jugendliche, bis zum 31. Dezember des Kalenderjahres, in dem sie 18 Jahre
alt werden;
entlohnte Sportler;
Handarbeiter, deren Lohn ganz oder teilweise aus Trink- oder
Bedienungsgeld besteht und für welche Sozialversicherungsbeiträge auf
pauschale Tageslöhne berechnet werden, ausgenommen für ihre
Jahresendprämie;
Seefischer und Schiffsjungen;
Taxifahrer für die Personenbeförderung;
in anerkannten beschützten Werkstätten beschäftigte Behinderte;
Gelegenheitsarbeitnehmer in landwirtschaftlichen Betrieben und Gärtnereien;
Personal, das direkt zu Lasten der Staatskasse bezahlt wird;
Personal von Bildungsanstalten, das direkt zu Lasten einer Gemeinschaft
oder einer öffentlichen Anstalt bezahlt wird, die als Schulträger des
Gemeinschaftsunterrichts auftritt.
Gelegenheitsarbeitnehmer, die im Horeca-Sektor mit einer Pauschale
angegeben wurden;
nicht geschützte lokale Mandatsträger;

Daneben wird der Lohnmäßigungsbeitrag nicht für die Treueprämie geschuldet, die der
Fonds für Existenzsicherheit in Polsterung und Holzbearbeitung den Arbeitern der
Unternehmen bezahlt, die unter die Paritätische Kommission für Polsterung und
Holzbearbeitung fallen.

Auf den Quartalsmeldungen wurde der Lohnmäßigungsbeitrag für Arbeitnehmer, für die
der Beitrag geschuldet wird, in den globalen Beitragsprozentsatz aufgenommen.

Jahresendprämien der mit Trinkgeldern entlohnten Beschäftigten sind in der
Arbeitnehmerkategorie für die mit realem Lohn bezahlten Arbeitnehmer anzugeben. Für
diese Prämien wird daher der Lohnmäßigungsbeitrag geschuldet.
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Anwendungsbereich:

Nicht jeder schuldet den Beitrag in Höhe von 1,60 % (1,69 % infolge des
Lohnmäßigungsbeitrags). Er gilt nur für Arbeitgeber, die während der
Referenzperiode im Schnitt 10 oder mehr Arbeitnehmer beschäftigten.
Der Beitrag muss nicht berücksichtigt werden für ,bezuschusste
Vertragsbedienstete‘, ,vertragliche Ersatzkräfte des öffentlichen Sektors‘ und
‚Arbeitnehmer gemäß Artikel 60, § 7 des ÖSHZ-Gesetzes vom 08. Juli 1976
(DmfAPPL)‘. Diese Arbeitnehmer werden jedoch mitgezählt, um zu ermitteln,
ob mindestens 10 Arbeitnehmer beschäftigt werden.
Sogar Arbeitgeber, die während der Referenzperiode durchschnittlich mehr
als 10 Personen beschäftigten, schulden keinen Beitrag für ihre
Arbeitnehmer, die unter das Urlaubsgesetz für den Privatsektor fallen.
Um festzustellen, ob die Anzahl von 10 erreicht wurde, werden diese
Arbeitnehmer allerdings mitgezählt.

Referenzperiode:

Die durch das 4. Quartal des (Kalenderjahres - 2) und das 1. bis 3. Quartal des
(Kalenderjahres - 1) gedeckte Periode.

Durchschnittliche Anzahl:

indem man die Zahl der Arbeitnehmer, die am Ende jedes Quartals der
Referenzperiode gemeldet werden, zusammenzählt und
diese Summe durch die Anzahl der Quartale der Referenzperiode teilt, für
die eine Meldung beim LSS eingereicht wurde.

Um die Zahl der Arbeitnehmer am Ende jedes Quartals zu ermitteln, werden alle
Arbeitnehmer berücksichtigt, die an diesem Tag beim Arbeitgeber in Erfüllung eines
Arbeitsvertrags arbeiteten, sowie Lehrlinge und Arbeitnehmer, die nur unter die Regelung
der Gesundheitspflege fallen. Für diese Berechnung kommen auch Arbeitnehmer in
Betracht, deren Arbeit wegen einer gesetzlichen Ursache ausgesetzt wurde, wie Krankheit
oder Unfall, Schwangerschafts- oder Mutterschaftsurlaub, teilweise oder zufällige
Arbeitslosigkeit und Wiedereinberufung, mit Ausnahme jedoch der Arbeitnehmer in
Vollzeitlaufbahnunterbrechung.

Bei der Feststellung, ob dieser Beitrag geschuldet wird, berücksichtigt das LSS bei der
Zählung nicht die folgenden Kategorien gelegentlich beschäftigter Arbeitnehmer:

die Gelegenheitsarbeitnehmer in der Landwirtschaft und im Gartenbau
(https://www.socialsecurity.be/employer/instructions/dmfa/nl/latest
/instructions/socialsecuritycontributions/calculationbase
/occasionals_agriculture_horticulture.html), für die die Beiträge auf eine
Tagespauschale berechnet werden,
die Gelegenheitsarbeitnehmer im Horeca-Sektor
(https://www.socialsecurity.be/employer/instructions/dmfa/nl/latest
/instructions/socialsecuritycontributions/calculationbase
/occasionals_horeca.html),
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Arbeitnehmer, die im Feld „Statut“ als Saisonarbeiter (S) oder als
Arbeitnehmer mit begrenzten Leistungen zu melden sind (LP), und
die Flexijob-Arbeitnehmer.

Es ist klar, dass sich das LSS das Recht vorbehält, die eingereichten Meldungen zu
ändern, wenn sich herausstellen sollte, dass bestimmte Arbeitnehmer zu Unrecht einer
dieser Kategorien mit dem alleinigen Ziel zugeordnet wurden, den Beitrag von 1,60 nicht
zahlen zu müssen.

Falls während der Referenzperiode während eines oder mehrerer Quartale keine Meldung
für den betroffenen Arbeitgeber eingereicht wurde, erfolgt die Berechnung des
Durchschnitts ausschließlich auf der Grundlage der Quartale, für die eine Meldung
eingereicht wurde. Bei einem neuen Arbeitgeber oder einem Arbeitgeber, der während
der Referenzperiode für keines der Quartale eine Meldung einreichen muss, erfolgt die
Ermittlung des Durchschnitts auf der Grundlage der Anzahl Arbeitnehmer, die am Ende
des Quartals beschäftigt waren, in dem die erste Beschäftigung nach der Referenzperiode
erfolgte.

Der Gesamtbeitrag für die Regelung des Jahresurlaubs der Handarbeiter und der damit
Gleichgestellten beträgt 15,84 % der Bruttolöhne (zu 108 %). Ein Teil davon (5,57 %) wird
jeden dritten Monat zusammen mit den anderen Beiträgen kassiert. Für den restlichen Teil
in Höhe von 10,27 % wird jedes Jahr eine Lastschriftanzeige erstellt. Das LSS erstellt
diese Lastschriftanzeige anhand der Meldungen des vorigen Kalenderjahres und
versendet sie an die Arbeitgeber im Laufe des Monats März. Der jeweilige Betrag wird am
31. März geschuldet und muss spätestens am 30. April an das LSS gezahlt worden
sein.

Für Arbeitgeber im Baugewerbe gilt diese Sonderregelung nur für anerkannte und
industrielle Lehrlinge und Praktikanten in Ausbildung zum Unternehmensleiter.

Dieser Beitrag ist Bestandteil des Grundbeitrags, der für die betreffenden Arbeitnehmer
gilt.

In der DmfAPPL wird dieser Beitrag von 1,60 % je Arbeitnehmerzeile im Block 90001 „Für
die Arbeitnehmerzeile geschuldeter Beitrag“ angegeben
- mit Arbeitnehmerkennzahl 855 und Typ 0 für Arbeitnehmer mit einem
Lohnmäßigungsbeitrag,
- mit Arbeitnehmerkennzahl 857 und Typ 0 für Arbeitnehmer ohne Lohnmäßigungsbeitrag.

Die Berechnungsgrundlage muss angegeben werden.

Bei Eingabe der DmfA per Internet wird der Beitrag für Arbeitnehmer, für die ein Beitrag zu
zahlen ist, automatisch berechnet.
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Allgemein werden Vorteile, die dem Lohnbegriff entsprechen, auf der Meldung des
Quartals angegeben, auf das sie sich beziehen. So wird beispielsweise ein Arbeitgeber,
der Löhne für Dezember erst Anfang Januar auszahlt, diese Löhne dennoch auf der
Meldung des vierten Quartals angeben müssen.

Löhne sind deshalb an die Periode gekoppelt, auf die sie sich beziehen. Wenn
Lohnrückstände gezahlt werden, die sich auf ein Quartal beziehen, für das die Meldung
bereits eingereicht wurde, bedeutet dies, dass die Meldung des Quartals geändert werden
muss.

Der Lohnrückstandsbetrag darf auf keinen Fall auf der Meldung eines anderen
Quartals angegeben werden.

Der allgemeine Grundsatz, dass Löhne an die Periode gekoppelt sind, auf die sie sich
beziehen, gilt auch für Provisionen. Provisionen, die für eine vergangene Periode bezahlt
werden, werden deshalb wie Lohnrückstände behandelt.

Provisionen, die für die Periode nach Ende des Vertrags geschuldet werden, werden an
das letzte Quartal gekoppelt, in dem der Arbeitnehmer beschäftigt wurde.

In diesem Fall wird ein Unterschied gemacht, je nachdem, ob diese Vorteile mit einer
Zwischenzeit von weniger als oder mindestens sechs Monaten bezahlt werden.

Prämien und Vorteile, die mit einer Zwischenzeit von weniger als sechs
Monaten bezahlt werden, werden stets an die Periode gekoppelt, auf die sie
sich beziehen. Eventuell müssen deshalb die eingereichten Meldungen
geändert werden.
Für Prämien und Vorteile, die mit einer Zwischenzeit von sechs Monaten
oder mehr bezahlt werden, gibt es einen Unterschied, je nachdem, ob ihr
Betrag 20 % der Gesamtsumme der anderen Löhne der Referenzperiode
überschreitet oder nicht.

Wenn ihre Gesamtsumme 20 % überschreitet, werden sie gleichmäßig
über die verschiedenen Quartale der Referenzperiode verteilt. In diesem
Fall müssen die eingereichten Meldungen geändert werden.
Wenn ihre Gesamtsumme 20 % unterschreitet, beziehen sie sich
vollständig auf das Quartal der Auszahlung. Wenn das Quartal der
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Auszahlung jedoch nach dem Ende des Vertrags liegt, werden sie an das
letzte Quartal gekoppelt, in dem der Arbeitnehmer beschäftigt wurde.

Die Entschädigungen wegen unrechtmäßiger Beendigung des Vertrags werden vollständig
auf der Meldung des Quartals angegeben, in welchem der Vertrag aufgelöst wurde. Es
werden die Beitragsprozentsätze dieses Quartals angewandt, sogar dann, wenn der
Anspruch auf die Entschädigung erst später festgestellt wird, z. B. nach einem
Richterurteil.

Nur für den außerordentlichen Fall, dass das Arbeitsvertragsgesetz die Auszahlung der
Entlassungsentschädigung in Monatsraten gestattet, genehmigt das LSS die Verteilung
der Meldung über die Quartale, die von der Entschädigung abgedeckt werden, zu den
Beitragsprozentsätzen, die in diesen Quartalen anwendbar sind. Beim FÖD
Beschäftigung, Arbeit und Soziale Konzertierung  (http://www.werk.belgie.be
/defaultTab.aspx?id=42154) sind Informationen zur möglichen Auszahlung einer
Entlassungsentschädigung in Monatsraten erhältlich.

Für die Meldung beim LSS wird davon ausgegangen, dass diese
Entlassungsentschädigungen die Periode decken, die zur Berechnung ihres Betrags
gedient hat und die am Tag nach der Beendigung des Dienstverhältnisses beginnt.

Wenn der Arbeitsvertrag eines Arbeitnehmers unrechtmäßig beendet wird, werden in der
Meldung die einzelnen Angaben in Bezug auf die Löhne und Arbeitstage wie folgt
aufgeschlüsselt:

In der ersten Zeile werden Löhne und Tage angegeben, die mit der
Beschäftigungsperiode übereinstimmen;
in der folgenden Zeile werden der Teil der Entlassungsentschädigung und die
Tage in Bezug auf das Kündigungsquartal notiert;
in der folgenden Zeile werden der Teil der Entlassungsentschädigung und die
Tage in Bezug auf die restlichen Quartale des laufenden Kalenderjahres
angegeben;
in der folgenden Zeile werden der Teil der Entlassungsentschädigung und die
Tage in Bezug auf das folgende Kalenderjahr notiert.
usw. für alle folgenden Kalenderjahre.

Für eine Entlassungsentschädigung, die festgestellt wurde, nachdem die Meldung für das
Quartal, in dem die Kündigung erfolgte, bereits eingereicht wurde, muss die Meldung
geändert werden. Der Arbeitgeber berechnet dann die geschuldeten Beiträge und
überweist sie innerhalb des Monats nach der Entscheidung über die Auszahlung der
Entlassungsentschädigung.

Es handelt sich zum Beispiel um pauschale Entschädigungen, die ausgezahlt werden,
wenn bei einvernehmlicher Beendigung der Arbeitsvertrag beendet wird.
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Auch diese Entschädigungen werden auf gleiche Weise wie eine normale
Entlassungsentschädigung gehandhabt. Die Entschädigung deckt eine Periode, die am
Tag nach Vertragsende beginnt, und entspricht dem Quotienten der Teilung. Der Dividend
ist der Betrag der Entschädigung und der Divisor der normale Betrag des Lohns des
letzten vollständigen Arbeitsmonats.

Spätestens am letzten Tag des Monats nach einem Quartal müssen der Arbeitgeber oder
seine Bevollmächtigten die DmfA-Meldung einreichen und die Beträge für das Quartal dem
LSS übermitteln. Nach dieser gesetzlichen Melde- und Zahlungsfrist beginnt die
Verjährungsfrist für die Forderungen des LSS. Innerhalb der Verjährungsfrist können der
Arbeitgeber oder sein Bevollmächtigter die eingereichte Meldung ändern oder die Meldung
für das Quartal nachträglich einreichen. Solange die Verjährungsfrist läuft, kann auch das
LSS eine Meldung einreichen oder eine gebuchte Meldung berichtigen und darauf
geschuldete Beträge einfordern.

Achtung! Eine Meldung, die außerhalb der gesetzlichen Meldefrist übermittelt wird, gibt
Anlass zur Anwendung von Sanktionen.

Die Verjährungsfrist beträgt 3 Jahre ab dem Tag der Fälligkeit der Schuldforderung.

Abweichend von der allgemeinen Regel beträgt die Verjährungsfrist nicht 3, sondern 7
Jahre für:

die Forderungen des LSS zu Lasten der Arbeitgeber, wobei Arbeitnehmer
durch die Persopoint (FÖD Politik und Unterstützung) entlohnt werden;
Forderungen infolge von Regularisierungen von Amts wegen durch das LSS,
nachdem beim Arbeitgeber betrügerische Handlungen oder falsche oder
absichtlich unvollständige Meldungen festgestellt wurden.

Die Verjährungsfrist (3 Jahre) gilt zugleich auch für Forderungen gegenüber dem LSS, die
vom Arbeitgeber in Bezug auf zu Unrecht bezahlte Beiträge erhoben werden. Dies
geschieht jedoch mit dem Unterschied, dass die Verjährungsfrist für diese Art von
Forderungen am Tag beginnt, an dem der Arbeitgeber die Beiträge zahlt.

Die Beiträge auf Lohnrückstände müssen spätestens im Monat, nachdem der Arbeitgeber
das Anrecht des Arbeitnehmers auf Lohnrückstände anerkennt, gemeldet und bezahlt
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werden, oder das Anrecht wird durch eine gerichtliche Entscheidung durchgesetzt.

Die Verjährungsfrist für die Beiträge beginnt zu dem Zeitpunkt, zu dem die angegebene
Zahlungsfrist abgelaufen ist, das heißt ab dem 1. Tag des 2. Monats nach dem Monat, in
welchem:

der Arbeitgeber den Anspruch des Arbeitnehmers auf Rückstand anerkannt
oder
der Anspruch auf Rückstand wird durch eine gerichtliche Entscheidung
durchgesetzt, die rechtskräftig ist (durch ihre Unterstützung oder durch den
Ablauf der Rechtsmittelfrist).

Dass der Arbeitgeber dieses Anrecht anerkennt, kann durch eine schriftliche Erklärung des
Arbeitgebers oder seines Bevollmächtigten oder durch die tatsächliche Zahlung des
Lohnrückstands hervorgehen. Eine Kopie des Urteils oder des Beschlusses erläutern die
gerichtliche Entscheidung.

Beispiel:

Der Arbeitgeber erkennt den Anspruch des Arbeitnehmers auf Lohnrückstände in
Bezug auf das 1. Quartal 2007 am 15.09.2008 an; die Meldung und die Zahlung
der Beiträge müssen spätestens am 31.10.2008 erfolgen. Die Verjährungsfrist
beginnt am 01.11.2008 und endet am 31.10.2011.

Die auf den Betrag der Entschädigung wegen unrechtmäßiger Beendigung des
Dienstverhältnisses geschuldeten Beiträge muss der Arbeitgeber spätestens am letzten
Tag des Monats nach dem Quartal, in welchem diese Entschädigungen geschuldet
werden, melden und zahlen.

Die Beiträge, die auf eine rückständige Vertragsbruchentschädigung für eine Periode
geschuldet werden, die ganz oder teilweise vorüber ist, muss spätestens in dem Monat
gemeldet und bezahlt werden, der auf den Monat folgt, in dem der Anspruch durch den
Arbeitgeber oder durch eine rechtskräftige Entscheidung anerkannt wurde.

Die Verjährungsfrist beginnt zu dem Zeitpunkt, zu dem die oben genannten
Zahlungsfristen abgelaufen sind (siehe Lohnrückstände).

Der besondere Arbeitnehmerbeitrag auf das doppelte Urlaubsgeld wird erst nach der
effektiven Zahlung des doppelten Urlaubsgeldes geschuldet. Die Verjährungsfrist beginnt
am ersten Tag des zweiten Monats, der auf das Quartal folgt, in dem der Arbeitgeber das
doppelte Urlaubsgeld bezahlt.
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Das Recht des LSS, die Aufnahme einer Schuldforderung zu verlangen, verjährt nach
Ablauf 1 Jahres, gerechnet ab dem Konkursurteil. Dies bedeutet nicht, dass die
Schuldforderung des LSS nach Ablauf des Jahres verjährt ist, sondern dass das LSS nicht
mehr tun kann, als seine Forderung unter dem Passivposten des Konkurses einzutragen.

Bei einer Verjährungsunterbrechung beginnt eine neue Frist ab dem Tag nach der
Unterbrechung.

Sowohl das LSS als auch der Arbeitgeber oder sein Bevollmächtigter können die
Verjährung durch Einschreiben unterbrechen. In Bezug auf das LSS umfasst dieses
Einschreiben: die Tatsachen oder die Feststellungen, worauf sich die Forderung stützt, die
betroffenen Quartale, den Grund der Forderung (z. B. Requalifizierung einer
Entschädigung) mit Angabe des Betrags der Beiträge oder einer Vorausberechnung sowie
den Hinweis, dass durch den Brief die Verjährung unterbrochen werden soll.

Neben dem Einschreibebrief kann die Verjährung unterbrochen werden durch die im
Bürgerlichen Gesetzbuch vorgesehenen Arten der Unterbrechung, das heißt eine
gerichtliche Ladung, einen Zahlungsbefehl oder eine Beschlagnahme.

Schließlich kann das LSS (und nicht der Arbeitgeber) auch einen Zwangsbefehl zustellen
lassen und dadurch die Verjährung unterbrechen.

die Verjährung wird auch durch Erhebung einer Anklage oder Einleitung der
Strafverfolgung sowie durch Strafermittlungs- oder Strafverfolgungshandlungen
unterbrochen.

,Arbeitnehmer' verfügen über eine Frist von 3 Monaten, um gegen eine Entscheidung des
LSS in Bezug auf die Sozialversicherungspflicht für Arbeitnehmer oder deren Ablehnung
Rechtsmittel einzulegen.

Ist ein „Arbeitnehmer“ nicht einverstanden mit einer vom LSS per Einschreiben
zugestellten Entscheidung in Bezug auf die Sozialversicherungspflicht seiner Leistungen,
kann der gegen diese Entscheidung Rechtsmittel einlegen. Dazu muss er ein Einschreiben
an das Arbeitsgericht senden oder bei der Kanzlei des Arbeitsgerichts einen gewöhnlichen
Brief einreichen. Dies muss innerhalb von 3 Monaten nach Bekanntgabe der Entscheidung
durch das LSS erfolgen.

Falls der Betroffene nicht innerhalb einer Frist von 3 Monaten das Gericht anruft, verfällt
sein diesbezügliches Recht.

Wenn der Richter später zu dem Urteil kommt, dass das LSS für eine Periode, die
teilweise oder ganz abgelaufen ist, die Meldung zu Unrecht abgelehnt hat, muss der
Arbeitgeber die Beiträge innerhalb des Monats melden und zahlen, der auf den Monat
folgt, in dem das Recht auf Sozialversicherungspflicht durch eine rechtskräftige
Entscheidung anerkannt wurde.
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Die Verjährungsfrist der Forderung beginnt unmittelbar nach Ablauf der Melde- und
Zahlungsfrist.

Im Falle der betrügerischen Unterwerfung unter die soziale Sicherheit der Arbeitnehmer
verfügt das LSS über eine Frist von 7 Jahren ab dem ersten Tag des Quartals nach dem
Quartal, in welchem der Verstoß begangen wurde, um die betrügerische
Sozialversicherungspflicht als nichtig zu erklären oder um den Betroffenen von Amts
wegen beim tatsächlichen Arbeitgeber der sozialen Sicherheit zu unterwerfen.

Bei einer eventuellen Erstattung der Beiträge gilt die Verjährungsfrist von 3 Jahren; das
LSS wird daher gegebenenfalls für eine Periode von maximal 3 Jahren Beiträge erstatten.

Ein Arbeitgeber macht sich der betrügerischen Sozialversicherungspflicht schuldig, wenn
er jemand in die DmfA-Meldung auf Basis einer fiktiven Beschäftigung aufnimmt, um der
betreffenden Person soziale Vorteile zu gewähren (Familienbeihilfen, Jahresurlaub,
Arbeitslosen- und Krankengeld usw.).

Die Sozialversicherungsbeiträge für Tageseltern werden anhand eines fiktiven Lohns
berechnet, der mit der folgenden Formel erhalten wird: T x E x L.

T = Anzahl der Betreuungstage. Ein Tag entspricht der Betreuung eines Kindes über einen
Tag. Die maximale Anzahl der Betreuungstage pro Quartal beträgt (65 x 4) = 260
Betreuungstage;
E = 1,9;
L = 3 x das garantierte durchschnittliche monatliche Mindesteinkommen, geteilt durch 494.

Praktisch gesehen, wird der Fiktivlohn pro Monat berechnet, unter Berücksichtigung der
Tatsache, dass L variieren kann, wenn das garantierte durchschnittliche monatliche
Mindesteinkommen im Laufe des Quartals geändert wird.

In der DmfAPPL werden Tageseltern mit dem spezifischen Code 761 im Block 90012
„Arbeitnehmerzeile“ angegeben.

Arbeitgebern steht ein Spreadsheet (https://www.socialsecurity.be/site_nl/employer
/general/techlib.htm#fosterParentsPpo) zur Verfügung für die Umrechnung von

• der eingetragenen Kapazität
• der tatsächlich geleisteten Kinderbetreuungstage und
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• der Schließungstage.
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